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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 13 R 174/07 B 
 
L 7 R 49/05 (LSG Mecklenburg-Vorpommern) 
S 2 RA 39/04 (SG Neubrandenburg) 
 
 
 
 
…………………………., 
 
 

Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigter:  ............................................., 

 
 
 
 

g e g e n 
 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 31. Juli 2007 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  S t e i n w e d e l   sowie die Richter   Dr.  F i c h t e 

und   Dr.  T e r d e n g e 

beschlossen:  

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Mecklenburg-Vorpommern vom 24. Januar 2007 wird 

als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außerge-

richtlichen Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 24.1.2007 hat das Landessozialgericht Mecklenburg-Vorpommern (LSG) einen 

Anspruch der Klägerin auf Gewährung von Witwenrente aus der Versicherung ihres verstorbe-

nen Ehemanns R.        P.         (Versicherter) verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat die Klägerin beim Bundessozial-

gericht (BSG) Beschwerde eingelegt. Sie macht die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache 

sowie Verfahrensfehler bei der Entscheidungsfindung geltend. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde der Klägerin ist unzulässig. Die Begründung vom 21.6.2007 

genügt den Anforderungen nicht, weil keiner der in § 160 Abs 2 des Sozialgerichtsgesetzes 

(SGG) abschließend aufgeführten Zulassungsgründe ordnungsgemäß dargetan worden ist (vgl 

§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG).  

 

Grundsätzlich bedeutsam iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG ist eine Rechtssache nur dann, wenn 

sie eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit 

oder der Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig 

ist. Der Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts sowie unter Berück-

sichtigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass 

diese Fragen noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen 

der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte 

Revisionsverfahren eine derartige Klärung erwarten lässt (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 17 und 

§ 160a Nr 7, 11, 13, 31, 39, 59, 65). 

 

Um seiner Darlegungspflicht (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG) zu genügen, muss ein 

Beschwerdeführer mithin Folgendes aufzeigen: (1) Eine konkrete Rechtsfrage, (2) ihre 

(abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, (3) ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit 

(Entscheidungserheblichkeit) sowie (4) die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der 

von ihm angestrebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung). Diesen Anforderungen wird 

die Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Die Klägerin hält als Fragen für grundsätzlich bedeutsam, 

 "ob eine Versorgungsehe nicht gegeben ist, wenn eine ausreichende eigene Versorgung 

der Witwe vorhanden ist" (1); 

 "ob allein die wirtschaftlichen Verhältnisse der Hinterbliebenen für eine Entscheidung zur 

Hinterbliebenenversorgung ausschlaggebend sind" (2). 

 

Der Senat lässt dahinstehen, ob die Klägerin damit entscheidungserhebliche Rechtsfragen auf-

gezeigt hat. Jedenfalls gibt sie nicht an, dass sich die Beantwortung beider gestellten Fragen 
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bisher nicht aus der höchstrichterlichen Rechtsprechung ergebe. Sie behauptet nicht einmal, 

dass sich höchstrichterliche Rechtsprechung oder Schrifttum bisher nicht mit den aufgezeigten 

Fragen auseinandergesetzt hätten. Hierzu hätte aber umso mehr Veranlassung bestanden, als 

das LSG im angefochtenen Urteil insbesondere zu der Vermutung, dass alleiniger Zweck der 

Ehe gewesen sei, die Versorgung der Hinterbliebenen zu sichern, und zur Beweislastumkehr 

für das Vorliegen "besonderer Umstände" sich auf Rechtsprechung des BSG bezogen hat. 

 

Soweit die Klägerin als Verfahrensfehler rügt, das LSG habe "nicht sämtliche für eine Entschei-

dung zu Grunde zu legenden Gesichtspunkte abgewogen", insbesondere sei die "Abwägung 

der besonderen Umstände" unterblieben, vermag dieser Vortrag der Beschwerde nach der 

eindeutigen Regelung des § 160 Abs 2 Nr 3 Halbsatz 2 SGG nicht zum Erfolg zu verhelfen. 

Hiernach kann nämlich der geltend gemachte Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung des 

§ 128 Abs 1 Satz 1 SGG (Entscheidung nach der freien, aus dem Gesamtergebnis des 

Verfahrens gewonnenen Überzeugung) gestützt werden. 

 

Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen 

Beschwerde erfolgt gemäß § 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 SGG iVm § 169 Satz 3 SGG ohne 

Zuziehung ehrenamtlicher Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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